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1. PLANZEICHNUNG
Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung 2022
Bezugssystem Lage: UTM 32
Bezugssystem Höhe: m ü. NHN (DHHN 2016)
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ENTWURFSVERFASSER:

Architekten Stadtplaner
Bauingenieure
Vermessungsingenieure
Erschließungsträger

Hohenwarter Straße 124
85276 Pfaffenhofen
Tel.: 08441 5046-0
Fax: 08441 504629
Mail info@wipflerplan.de

DEN 28.02.2023PFAFFENHOFEN,

4.   VERFAHRENSVERMERKE
       (beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB)

1. Die Stadt Mainburg hat in der Sitzung vom 25.10.2022 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungs-
plans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 12.06.2023 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zu dem Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom
28.02.2023 wurde gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 19.06.2023 bis 21.07.2023 durchgeführt.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
zu dem Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 28.02.2023 wurde in der Zeit vom 19.06.2023 bis
21.07.2023 durchgeführt.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 07.08.2024 wurden die Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 23.09.2024 bis 30.10.2024 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 07.08.2024 wurde mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 23.09.2024 bis 30.10.2024 öffentlich ausgelegt.

6. Die Stadt Mainburg hat mit Beschluss vom 04.12.2024 den Bebauungsplan in der Fassung vom 04.12.2024
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

7. Ausgefertigt
Mainburg, den ........................................

................................................................
Helmut Fichtner
Erster Bürgermeister Siegel

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ....................................................... gemäß 
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich, in der Hallertauer Zeitung und im Internet bekannt gemacht. 
Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt zu jeder- 
manns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. 
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Mainburg, den ........................................

................................................................
Helmut Fichtner
Erster Bürgermeister Siegel

LANDKREIS KELHEIM
STADT MAINBURG

BP "AM HANG"
MIT TEILÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS "WOHNEN AM HOPFENWEG"

PRÄAMBEL

Die Stadt Mainburg erlässt gemäß § 2 Abs. 1, §§ 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung (i.d.F.d.B.)
vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I, Nr. 394), Art. 81 der Bayerischen
Bauordnung (BayBO) i.d.F.d.B. vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.06.2023 (GVBl. S. 250),
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F.d.B. vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 03.07.2023
(BGBl. 2023 I Nr. 176), Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F.d.B. vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I),
zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der Verordnung vom 04.06.2024 (GVBl. S. 98) und der Planzeichenverordnung (PlanZV) i.d.F.d.B. vom
18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802) sowie Art. 4 Abs. 2 BayNatSchG
i.d.F.d.B. 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 48 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. I, Nr. 323) und § 11 BNatSchG
i.d.F.d.B. vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 87 der Verordnung vom 04.06.2024 (GVBl. S. 98), nach
Beschlussfassung durch den Bau- und Umweltausschuss vom 04.12.2024 den Bebauungs- und Grünordnungsplan "Am Hang" mit Teiländerung
des Bebauungsplans "Wohnen am Hopfenweg" als

SATZUNG.

2. FESTSETZUNGEN

1. Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

123/3

19

7

2 Art der baulichen Nutzung

2.1 allgemeines Wohngebiet WA gemäß § 4 BauNVO mit Ordnungsnummer, z.B. Nr. 3

3. Zahl der zulässigen Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 des Baugesetzbuchs - BauGB)

Pro volle 200 m² Grundstücksfläche ist eine Wohnung in Wohngebäuden zulässig.

Im WA1 ist abweichend pro volle 150 m² Grundstücksfläche eine Wohnung in Wohngebäuden zulässig, wenn mindestens 50% 
der erforderlichen Stellplätze in einer Tiefgarage unterirdisch errichtet werden.

Zusammengebaute Gebäude auf einem Grundstück zählen als ein Wohngebäude.

4. Maß der baulichen Nutzung

4.1 Zahl der zulässigen Vollgeschosse als Höchstmaß, z.B. zwei (II) Vollgeschosse

4.2 zwingend zu errichtende Zahl der Vollgeschosse, z.B. zwei (II) Vollgeschosse

4.3 über der höchtzulässigen Zahl der Vollgeschosse, hier z.B. drei (III) Vollgeschosse, ist ein weiteres
Vollgeschoss zulässig, wobei dieses nur als Terrassengeschoss (T) zulässig ist.

Das Terrassengeschoss darf sich über maximal 75 % der Grundfläche des daruntergelegenen Geschosses erstrecken und muss mit
seinen Außenwänden von den Außenwänden des darunterliegenden Geschosses an mindestens zwei Seiten um mindestens 1,0 m
abrücken.

4.4 höchstzulässige Grundflächenzahl (GRZ), z.B. 0,3

4.5 Die höchstzulässige GRZ darf gem. § 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche um bis zu 50% überschritten
werden.
Darüber hinaus darf im WA1 die höchstzulässige Grundflächenzahl zusätzlich durch die Fläche von Tiefgaragen bis zu einer
Gesamt-Grundflächenzahl GRZ von 0,8 überschritten werden.

11 Grünordnung

11.1 Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen sind als Freiflächen nach landschaftsgestalterischen Gesichtspunkten anzulegen
und zu begrünen. Eine Befestigung / Überdeckung von Flächen, welche nicht als Stellplatz-, Zufahrts-, Zugangs- oder Freisitzflächen
genutzt werden, mit Schotter- oder Sandschüttungen (s.g. 'Schottergärten') ist unzulässig.

Je 200 m² angefangene Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaum oder Obstbaum gemäß Pflanzliste und Mindestqualität
entsprechend der Festsetzung Nr. 11.5 zu pflanzen, artgerecht zu pflegen, dauerhaft zu erhalten sowie bei Abgang in der
festgesetzten Art und Qualität zu ersetzen.

11.2 zu pflanzender heimischer Laubbaum I oder II Wuchsordnung

Mindestqualität und Artenauswahl siehe Festsetzung Nr. 11.5.
Der planzeichnerisch festgesetzte Standort darf um max. 10 m verschoben werden.

11.3 öffentliche Grünfläche

Die Flächen sind nach landschaftsgestalterischen Gesichtspunkten anzulegen und mit heimischen Laubbäumen gem. Pflanzliste und 
Mindestqualität entsprechend der Festsetzung Nr. 11.5 und heimischen Sträuchern zu bepflanzen.

Zweckbestimmung öffentlicher Spielplatz

12 Verkehrsflächen

12.1
öffentliche Verkehrsfläche mit unverbindlichem Vorschlag zur Straßenraumgestaltung

12.2 Straßenbegrenzungslinie

12.3

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt12.4

zu pflanzender Baum im öffentlichen Straßenraum, der Standort darf um bis zu 10 m verschoben werden.

Zulässig sind heimische Laubbäume der unter 11.5 festgesetzten Pflanzliste und Mindestqualität.

Darüber hinaus ist auch die Verwendung folgender standortgerechter und klimaresistenter Laubbäume zugelassen:

Purpur-Erle Alnus x spaethii Pyramiden- Hainbuche Carpinus betulus 'Fastigiata'
Türkische Baumhasel Corylus colurna Gleditschie 'Skyline' Gleditsia triacanthos 'Skyline'
Mehlbeere 'Magnifica' Sorbus aria ’Magnifica' schwed. Mehlbeere 'Brouwers' Sorbus intermedia 'Brouwers'
Winter-Linde 'Greenspire' Tilia cordata 'Greenspire' kleinkr. Winter-Linde 'Rancho' Tilia cordata 'Rancho'
Ungarische Silber-Linde Tilia tomentosa 'Szeleste'

3. HINWEISE
1. Hinweise durch Planzeichen

bestehende Flurstücksgrenze bestehendes Haupt- und Neben-

aufzuhebende Grundstücksgrenze
Bebauungsvorschlag Haupt- und

vorgeschlagene Grundstücksgrenze
Parzellennummer

Höhenschichtlinie des vorhandenen Urgeländes in m ü. NHN z. B. 391 m ü. NHN

2. Die Planzeichnung ist für Maßentnahmen nur bedingt geeignet. Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen.

3. Sollten im Bereich des Bebauungsplanes Altlastenverdachtsflächen bzw. ein konkreter Altlastenverdacht oder sonstige
Untergrundverunreinigungen bekannt sein bzw. werden, sind diese dem Landratsamt Kehlheim und dem Wasserwirtschaftsamt
Landshut zu melden und im Einvernehmen zu erkunden, abzugrenzen und ggf. zu sanieren.

4. Alle Vorhaben sind vor Bezug an die öffentliche Wasserversorgung sowie an den Mischwasserkanal anzuschließen.

5. Sollten sich im Zuge von Baumaßnahmen Grundwasserabsenkungen als notwendig erweisen, sind diese in wasserrechtlichen
Verfahren zu beantragen.

6. Es ist aufgrund bindiger Bodenschichten zudem mit dem Auftreten von Schichtwasser zu rechnen. Kellergeschosse sind daher
wasserundurchlässig auszuführen.

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, 

Heizölbehälter sind gegen Auftrieb zu sichern.
Es dürfen auf keinen Fall wassergefährdende Stoffe in den Untergrund gelangen, dies ist besonders im Bauzustand zu beachten.

7. Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG der Meldepflicht an das Bayerische
Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere Denkmalschutzbehörde.

8. Auf die erforderlichen Grenzabstände von Gehölzpflanzungen zu landwirtschaftlichen Flächen (Gehölze über 2 m Höhe: 4 m Abstand)
und zu Nachbargrundstücken entsprechend Art. 47 und 48 AGBGB wird hingewiesen.

9. Bei geplanten Baumpflanzungen in Bereich von Ver- und Entsorgungsanlagen ist das Merkblatt "Bäume, unterirdische Leitungen und
Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013, zu beachten. Es ist sicherzustellen, dass durch
Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung von Telekommunikationslinien und unterirdischen Versorgungsleitungen
nicht behindert wird.

10. Regenerative Energiequellen und Regenwassernutzung
Die Versorgung der Gebäude mit Wärme bzw. Elektrizität sollte zumindest teilweise aus regenerativen Energiequellen erfolgen.
Werden Luft-Wärmepumpen errichtet, so wird darauf hingewiesen, dass diese tieffrequente Geräusche emittieren, die während der
Nachtzeit besonders störend wirken. Bei der Auswahl dieser Geräte ist darauf zu achten, dass ein Schall-Leistungspegel von 50db(A)
nicht überschritten wird (siehe Leitfaden des Bayer. Landesamt für Umwelt).
Regenwassernutzung wird ausdrücklich empfohlen. Anlagen zur Verwendung von Regenwasser im Haus müssen ausdrücklich den
anerkannten Regeln der Technik entsprechen.
Auf die Anzeigepflicht gem. § 13 Abs. 3 Trinkwasserverordnung 2001 (TrinkWV 2001) wird hingewiesen.

  L
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II

GRZ 0,3
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8 Garagen, Tiefgaragen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen

8.1 Stellplätze und Nebenanlagen sind grundsätzlich auf den Baugrundstücken innerhalb und außerhalb der Baugrenzen zulässig.

Im Bereich von Garagen- und Tiefgaragenzufahrten von öffentlichen Verkehrsflächen ist ein mind. 5,0 m tiefer Stauraum, im Bereich
von Carportzufahrten ein mind. 3,0 m tiefer Stauraum ab der straßenseitigen Grundstücksgrenze uneingefriedet freizuhalten.

Garagen, Carports und Nebenanlagen haben einen Mindestabstand von 1,0 m zu öffentlichen Verkehrsflächen einhalten.

8.2 Fläche für Garagen und Carports

Nicht überbaute Tiefgaragen sind flächig mit einer mindestens 0,6 m hohen, durchwurzelbaren Substratschicht herzustellen und zu
begrünen. Für Baumpflanzungen ist eine durchwurzelbare Substratschicht von mindestens 1,0 m vorzusehen, es ist ein Wurzelraum- 
volumen je Baum von mind. 15 m³ vorzusehen.

8.4 Stellplätze sind gem. der jeweils zum Zeitpunkt der Bauantragsstellung gültigen Stellplatzsatzung der Stadt Mainburg nachzuweisen
und auf den Baugrundstücken zu errichten. 

9 Geländeveränderungen und Stützmauern

Das natürliche Gelände der Baugrundstücke ist so weit wie möglich zu erhalten, Aufschüttungen und Abgrabungen sind auf das
erforderliche Maß zu beschränken.  Aufschüttungen und Abgrabungen, die der Errichtung von Bauvorhaben sowie der verkehrlichen
und technischen Erschließung der Bauvorhaben dienen, gelten im Sinne von Satz 1 als erforderlich.

Aufschüttungen der Grundstücke sind nur zur Herstellung von Zufahrten bis auf Höhe der unmittelbar angrenzenden Fahrbahndecke
der an den Grundstücke angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen bzw. an den Gebäuden (zur Herstellung barrierefreier
Hauszugänge und Terrassen) bis auf Höhe der Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss zugelassen.

Abgrabungen zur Freilegung von Kellergeschossen sind unzulässig, Lichtschächte für Kellerfenster bis zu einer Tiefe von 0,70 m vor
der Fassade werden zugelassen.

Geländeveränderungen sind als Böschungen mit einer max. Neigung von 1:2 (Höhe zu Breite) auszubilden. Der Böschungsfuß
muss einen Abstand von mindestens 1,0 m zu Nachbargrundstücken einhalten; gemeinsame Auffüllungen sowie Auffüllungen zur
Herstellung von Zufahrten sind auch bis an die Grundstücksgrenzen hin zulässig.

Stützmauern werden mit einer sichtbaren Höhe von max. 1,00 m zugelassen.
Sie müssen zur Grundstücksgrenze, zu öffentlichen Verkehrsflächen und
zueinander einen Abstand von mind. 1,00 m aufweisen.
Stützmauern sind mit Sträuchern vorzupflanzen.

Für die Anlage von ordnungsgemäßen Garagenzufahrten dürfen Stützmauern auch 
auf die Grenze gesetzt werden, die Oberkante der Stützmauer darf dann das herge-
stellte Gelände um max. 0,1 m überragen.

10 Einfriedungen
Einfriedungen der Baugrundstücke sind nur bis zu einer Höhe von 1,20 m über Gelände als transparente Zäune (z.B. Holzstaketen,
Stabgitter, Maschendraht, ohne Verkleidungen und Sichtschutzmatten) zulässig.
Vollflächig geschlossene Einfriedungen wie z.B. Gabionen, Mauern, etc. sind unzulässig.
Zäune sind sockellos mit mind. 10 cm Bodenfreiheit zu errichten.
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7 Bauliche Gestaltung

7.1 Dächer
Hauptgebäude sind mit Flachdächern oder flach geneigten Pultdächern mit einer maximalen Dachneigung von 12° zu errichten. 
Im WA2, WA3 und WA4 sind für Hauptgebäude zudem auch symmetrische Satteldächer mit einer Dachneigung von 12°- 25° zulässig.

Flach- und Pultdächer sind mit mind. 70 % ihrer Fläche mit einer extensiver Dachbegrünung (mind. 12 cm Substratauflage) zu errichten.
Für Satteldächer sind auch extensive Dachbegrünung mit mind. 5 cm Substratauflage sowie Dacheindeckungen mit nicht glänzenden
Dachziegeln oder Betondachsteinen in den Farben grau und anthrazit zulässig.

Garagen, Carports und Nebenanlagen sind nur mit Flachdächern zulässig; sie sind mit einer extensiven Dachbegrünung mit mindestens  
12 cm Substratauflage zu errichten.
Für untergeordnete erdgeschossige Anbauten und Überdachungen sind Flach- und Pultdächer bis max. 12° Dachneigung zulässig. Die
Dacheindeckung ist der des Hauptdachs anzupassen, zudem auch mit nicht glänzenden Metalleindeckungen in den Farben grau und 
anthrazit, Glasdächer und extensive Dachbegrünung mit mindestens 5 cm Substratauflage zulässig

7.2 Dachaufbauten und Dacheinschnitte
Dachaufbauten wie Gauben, Zwerchgiebel und Quergiebel sowie Dacheinschnitte bei geneigten Dächern werden nicht zugelassen.

Betriebsnotwendige technische Dachaufbauten (z.B. für Lüftungs- oder Heizungsanlagen, Aufzugschächte und dergleichen) sind, auch
über die maximal zulässige Wandhöhe hinaus, auf Dächern zulässig. Sie sind einzuhausen. Von den Außenwänden des unter ihnen
liegenden Gebäudes haben sie um mindestens ihre Höhe über der Dachhaut, mindestens jedoch um 2,0 m zurückzutreten. Sie dürfen
die maximal zulässige Wandhöhe (WH) um max. 2 m überragen.

7.3 Photovoltaikanlagen
Photovoltaik- und Solarenergieanlagen auf Dachflächen sind zulässig, bei Sattel- und Pultdächern sind sie im gleichen Neigungswinkel
wie die darunterliegende Dachfläche auszuführen.
Bei Flachdächern sind auch aufgeständerte Photovoltaik- und Solarenergieanlagen in abweichenden Neigungswinkeln unter der
Voraussetzung zulässig, dass ihre Höhe die Höhe der unter ihnen liegende Dachhaut um nicht mehr als 1,2 m überschreitet. Von
den Außenwänden des unter ihnen liegenden Gebäudes haben sie um mindestens ihre Höhe über der Dachhaut, mindestens jedoch
um 1,0 m zurückzutreten.
Photovoltaik- und Solarenergieanlagen sind grundsätzlich so aufzustellen und auszuführen, dass keine Blendwirkungen auf
benachbarte Grundstücke und Straßen ausgehen.
Mindestens 20% der Dachflächen von Hauptgebäuden (vertikale Projektion auf die Dachfläche) sind mit Photovoltaikanlagen zu
überstellen.

mit Flurstücksnummer z. B. 123/3 gebäude mit Hausnummer

Nebengebäude (unverbindlich)

vorgeschlagenes Baugrundstück

vorgeschlagene Garagenzufahrt

Garagen, Carports und Tiefgaragen sind außerhalb der Baugrenzen nur innerhalb der hierfür ausgewiesenen Bauräume zulässig.

Geltungsbereich des Nachbarbebauungsplans "Wohnen am Hopfenweg"

15 Sonstige Festsetzungen

15.1 Maßzahl, z.B. 7,0 m

15.2 mit Leitungsrecht zugunsten der vorgeschlagenen Bauparzellen 2 und 3 zu belastende Fläche

15.3

15.4

Abgrenzung von Bereichen mit unterschiedlichen Festsetzungen zum zulässigen Maß der baulichen
Nutzung und zur zulässigen Bauweise

15.5

Abgrenzung von Bereichen mit unterschiedlichen Festsetzungen zur zulässigen Zahl der Vollgeschosse

13 Immissionsschutz

13.1 gekennzeichneter Bereich im WA1

11. Mit den Genehmigungsunterlagen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan mit Angaben zu natürlichen und geplanten
Geländehöhen, Einfriedungen, Bepflanzungen und Oberflächenbefestigungen (Materialien) einzureichen.

12. Immissionsschutz
Die in den Festsetzungen genannten Normen und Richtlinien und die schalltechnische Untersuchung der C. Hentschel Consult
Ing.-GmbH vom 08.05.2023 (Projekt-Nr. 2653-2023 / V02) können zu den üblichen Öffnungszeiten bei der Stadt Mainburg
eingesehen werden.

Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm und damit bei der Bauausführung generell
eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zusammenwirken mit dem zuständigen Planer umzusetzen und zu beachten.
Bei den festgesetzten Bauschalldämm-Maßen handelt es sich um Mindestanforderungen nach der DIN 4109-1:2018-01.

Die maßgeblichen Außenlärmpegel für die Ableitung des notwendigen Gesamt-Bau-Schalldämm-Maßes nach DIN 4109
berechnen sich aus einer energetischen Addition der für das Prognosejahr 2040 gemäß den Vorgaben der RLS 19
prognostizierten Straßenverkehrslärmbeurteilungspegel und der prognostizierten Überschreitung (WA1) bzw. des tagsüber
zulässigen Immissionsrichtwerts der TA Lärm (WA2 – WA5) sowie unter Berücksichtigung der nach Kapitel 4.4.5 der DIN
4109-2:2018-01 ggf. erforderlichen Zu-schläge (z.B. für die erhöhte nächtliche Störwirkung für überwiegend zum Schlafen
genutzte Räume).

Im Baufeld WA1 ist aufgrund der Überschreitungen durch Gewerbelärm bei der Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels
anstatt des zulässigen Immissionsrichtwerts der TA Lärm die tatsächlich zu erwartende Immissionsbelastung wie folgt als
Beurteilungspegel heranzuziehen:

Im WA1 (III+T): Lr,Gewerbe,Tag = 57 dB(A)
Im WA1 (V+T): Lr,Gewerbe,Tag = 58 dB(A)

Art und Umfang der Maßnahmen zum Schutz vor einwirkendem Gewerbelärm sind auf den im schalltechnischen
Untersuchungsbericht beschriebenen Betriebsumfang des Baugeschäfts „Brandl“ (Fl.Nrn. 1332, 1334/1), des Elektrounternehmens
„Bachner“ (Fl.Nr. 1335/9) und des Malerbetriebs „Zierer“ (Fl.Nr. 1335/11) ausgelegt. Im Rahmen von
Einzelgenehmigungsverfahren zu Vorhaben im WA1 ist die Gültigkeit des Betriebsumfangs zum Zeitpunkt der Stellung des
Bauantrags auf Richtigkeit zu prüfen. Die maßgeblichen Außenlärmpegel respektive die Gesamt-Bau-Schalldämm-Maße wären
ggf. neu zu ermitteln.

Im Rahmen der Harmonisierung der europäischen Normen gibt es neben der Einzahlangabe für das bewertete Schalldämm-Maß
so genannte Spektrum-Anpassungswerte „C“. Beispielsweise: Rw (C;Ctr) = 37 (-1;-3). Der Korrekturwert „Ctr“ berücksichtigt den
städtischen Straßenverkehr mit den tieffrequenten Geräuschanteilen. Es wird empfohlen, bei der Auswahl der Bauteile darauf zu
achten, dass die Anforderung mit Berücksichtigung des Korrekturwerts Ctr erreicht wird.

Die anlagenbedingten Lärmimmissionen von eventuell im Freien betriebenen kälte-, wärme- oder lüftungstechnischen Geräten
müssen an den maßgeblichen Immissionsorten in der Nachbarschaft die geltenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm während
der Tag- und Nachtzeit um mindestens 6 dB(A) unterschreiten und dürfen nicht tonhaltig sein. Hinsichtlich der tieffrequenten
Geräusche ist die DIN 45680 zu beachten.

13. Auf die allgemein gültigen naturschutzrechtlichen Vorschriften, wie z. B. § 44 BNatSchG wird ausdrücklich hingewiesen.

Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität:

Zeitliche Beschränkung der Gehölzfällungen
Gehölzfällungen dürfen lediglich zwischen 1.10. und 28.02., außerhalb der Brutzeit von Vögeln (März bis September),
durchgeführt werden.

Insektenschutz
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insektenarten sollten zur Außenbeleuchtung ausschließlich Natriumdampf-
Hochdrucklampen, Natriumdampf-Niederdrucklampen oder LED-Leuchtmittel, mit Richtcharakteristik unter Verwendung
vollständig gekapselter Lampengehäuse verwendet werden.

Vogelschutz
Für Vögel gefährliche Glaskonstruktionen bei der Errichtung und Gestaltung von zu errichtenden Gebäuden sowie Anlagen gilt es
zu vermeiden. Glasflächen und Fensterscheiben mit einer Größe von > 5 m² sollten durch den Einsatz von strukturiertem,
mattiertem oder bedrucktem Glas entschärft werden (vgl. http://vogelglas.vogelwarte.ch).
Das Anbringen von Greifvogelsilhouetten ist nicht geeignet, um Verluste zu verhindern

Ausnahmen hiervon sind nur dann zulässig, wenn im Rahmen eines Einzelgenehmigungsverfahrens der qualifizierte Nachweis
erbracht werden kann, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet (WA) von 55/40 dB(A) tags/
nachts mithilfe geeigneter aktiver und/oder baulicher Schallschutzmaßnahmen (z.B. eingezogene oder verglaste Loggien,
Prallscheiben, Schallschutzerker, Vorhangfassaden, Gebäuderücksprünge etc.) 0,5 m vor dem geöffneten Fenster eines
schutzbedürftigen Aufenthaltsraums nach DIN 4109 eingehalten werden. Der Nachweis ist von einer nach § 29b BImSchG auf dem
Gebiet des Immissionsschutzes bekannt gegebenen Messstelle zu führen.

Außerdem können Ausnahmen in dem Umfang zugelassen werden, dass bei Aufnahme der (Wohn-)Nutzung an einer der
Lärmquellen der umliegenden Betriebe durch bauliche und/oder technische Maßnahmen niedrigere Schallleistungspegel tatsächlich
und rechtlich sichergestellt sind (z.B. Anschaffung eines Elektrostaplers als Ersatz für einen Dieselstapler, Rückbau einzelner
Anlagen(teile), Stilllegung eines Betriebs).

13.2 Bau-Schalldämm-Maß
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind Vorkehrungen gemäß den Vorgaben
der DIN 4109 zum Schutz vor Gewerbe- und Straßenverkehrslärm zu treffen.
Außenflächen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müssen abhängig vom maßgeblichen Außenlärmpegel La und der Raumart
mindestens das folgende Gesamt-Bau-Schalldämm- Maß R´w,ges erreichen:

Im WA1: R´w,ges ≥ 32 dB
Im WA2 – WA5: R´w,ges ≥ 30 dB

gilt für das 1. Obergeschoss (II) nur an der Ostfassade

gilt für das 2. Obergeschoss (III) nur an der Ostfassade

gilt für das 3. Obergeschoss (IV bzw. III+T) nur an der Ostfassade

(Süd- und Ost-Fassaden) zu öffnende Fenster von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen im Sinne der DIN 4109 unzulässig.
Innerhalb des entspr. durch Planzeichen gekennzeichneten Bereiches sind in den entspr. durch Planzeichen gekennzeichneten Fassaden

gekennzeichnete Fassaden im WA1

Abgrenzung von Bereichen mit unterschiedlichen Festsetzungen des Höhenbezugspunkts

4.6 Die höchstzulässige Wandhöhe WH max. in m wird in Bezug auf die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse wie folgt festgesetzt:

I   Vollgeschoss: WH max.    4,20 m
II  Vollgeschosse: WH max.    7,00 m
III Vollgeschosse: WH max.  10,50 m

Für die Errichtung von Terrassengeschossen T gem. Festsetzung 4.3 darf die höchstzulässige Wandhöhe WH max. um 3,5 m
überschritten werden.

Die festgesetzte maximal zulässige Wandhöhe WH ist jeweils traufseitig in Außenwandlage zu messen, ab der Oberkante
Rohfußboden im Erdgeschoss bis zum Schnittpunkt der verlängerten Außenkante Mauerwerk mit der OK Dachhaut (OK
Substratauflage bei begrünten Dächern), bzw. der Oberkante Attika.

4.7 Für Garagen und Nebenanlagen wird die zulässige bergseitige Wandhöhe auf maximal 3,00 m, gemessen vom höchsten Geländepunkt 
an der Garage bzw. Nebenanlage, bis zum Schnittpunkt der verlängerten Außenkante Mauerwerk mit der Oberkante Attika festgesetzt. 
Die sich dadurch talseitig ergebende Wandhöhe darf max. 4,50 m über dem tiefstgelegenen Geländepunkt am Gebäude liegen.

4.8 festgesetzter Höhenbezugspunkt je Bauraum in m ü. NHN, z.B. 436,10  m ü. NHN

Die Oberkante des Rohfußbodens im Erdgeschoss darf maximal bis zum festgesetzten Höhenbezugspunkt geführt werden.

5 Baugrenzen, Bauweise und Abstandsflächen

5.1 Baulinie

5.2 Baugrenze

5.3 offene Bauweise

5.4 abweichende Bauweise 1

Gebäude dürfen innerhalb der festgesetzten Baulinien und Baugrenzen ohne Einhaltung der erforderlichen Abstandsflächen zur
seitlichen Grundstücksgrenze errichtet werden.

5.5 nur Einzelhäuser zulässig

5.6 nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

5.7 nur Einzel- und Doppelhäuser sowie Hausgruppen zulässig

5.8 Die Geltung der Abstandsflächenregelungen des Art. 6 BayBO wird für die Baugebiete WA1, WA2, WA3 und WA4 angeordnet.
Im Inneren der Bauräume dürfen sich die Abstandsflächen auf den jeweiligen Buchgrundstücken überdecken.

5.9 Abweichend von den allgemeinen Abstandsflächenregelungen des Art. 6 der BayBO werden gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB
Grenzgaragen mit einer mittleren Wandhöhe von 4,0 m und einer max. Länge von 7 m an der Grundstücksgrenze ohne eigene
Abstandsflächen zugelassen.

6 Mindestgrundstücksgröße

Für eine Einzelhausbebauung wird eine Mindestgrundstücksgröße von 440 qm je Wohngebäude, für eine Doppelhausbebauung 
eine Mindestgrundstücksgröße von 300 qm je Wohngebäude (Doppelhaushälfte) festgesetzt. Für Bebauung mit Hausgruppen wird 
ein Mindestgrundstücksgröße von 200 qm je Wohngebäude (Hauseinheit in einer Hausgruppe) festgesetzt.
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8.3 Fläche für TiefgaragenTG

DEN 07.08.2024GEÄNDERT

Erdgeschoss ist das tiefstgelegene Vollgeschoss.

vorgeschlagener Trafo-Standort inT

4.9 Im WA5 gelten für Garagen die zulässigen Wandhöhen sowie die Höhenfestlegungen gem. Festsetzungen 4.6 und 4.8.

abweichende Bauweise 2

offene Bauweise jedoch Gebäudelängen größer 50 m zulässig.

a 2

Flachdächer dürfen auch als Dachterrassen genutzt werden. Die als Dachterrassen genutzten Flachdächer unterliegen nicht den vor- 
genannten Bestimmungen zur Begrünung. Im WA1 werden für Dächer über dem obersten Geschoss (Terrassengeschoss) Dach- 
terrassen ausgeschlossen. Im WA2 - WA5 werden Dachterrassen nur für eingeschossige Gebäude bzw. Gebäudeteile zugelassen.

öffentli. Grün-/ oder Verkehrsfläche 

(z.B. Verkehrsgrün, Straßenbäume, Stellplätze und Fußwege)

12.5

öffentliche Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung: hier FußwegF

geplante Standorte von im Zuge der
Erschließung zu realisierenden Zisternender geplanten Erschließungsstraßen

435.98436.29 geplante Höhen der Straßengradiente

5.10 Abweichend von Art. 6 Abs. 2 Satz 2 BayBO dürfen Abstandsflächen zur Gänze auf der mit Planzeichen 12.3 als Fußweg fest- 
gesetzten öffentliche Verkehrsfläche liegen.

Die Errichtung von Anlagen zur Sammlung, Retention und Ableitung von Niederschlagswasser und von Fußwegen ist zulässig.  

14 Bauliche oder technische Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung von Schäden durch Starkregen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB) 

-  Wohngebäude sind bis zur Höhe der Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses wasserdicht zu errichten (Keller wasserdicht und
   auftriebssicher, dies gilt auch für Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Tiefgaragenzufahrten, Installationsdurchführungen etc.).

- Tiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen auf der Straße oberflächlich abfließendes Wasser
   nicht eindringen kann.

- Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Räume sind geeignete Schutzvorkehrungen 
   vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen.

- Gebäude, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, sind bis 25 cm über Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass
   infolge von Starkregen oberflächlich abfließendes Wasser nicht eindringen kann.

- In Wohngebäuden, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, müssen Fluchtmöglichkeiten in höhere Stockwerke bzw.
   Bereiche vorhanden sein.

Im WA5 werden Stützmauern mit einer Ansichtshöhe von max. 1,60 m auch auf den seitlichen Grundstücksgrenzen zugelassen.

11.4 zu begrünender Grunstücksanteil

Die Flächen sind nach landschaftsgestalterischen Gesichtspunkten anzulegen und mit heimischen Laubbäumen und Sträuchern gem.
   Pflanzliste und Mindestqualität zu bepflanzen. Bauliche Anlagen (wie z.B. Freisitze, Nebenanlagen wie Holzlegen, Gartenhäuschen,
   u.ä.) innerhalb der Flächen sind unzulässig. Die Errichtung von Anlagen zur Sammlung, Retention und Ableitung von Niederschlags-
   wasser und von Fußwegen ist zulässig.

sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Keller- 
geschosse dauerhaft verhindert. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. 
vor Lichtschächten, ausgeführt werden. 
Planungshinweise können zum Beispiel der Hochwasserschutzfibel des Bundesministeriums Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung oder dem digitalen Informationsangebot des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz entnommen werden.  
Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

Eine Ab- oder Umleitung wild abfließenden Wassers zum Nachteil Dritter darf nicht erfolgen (§ 37 WHG).  

Grünfläche 
vorgeschlagener Fußweg in öffentlicher  

Datei: P:\PROJEKTE\8191.001\4_Bauleitplanung\3_Bebauungsplan\8191.001_BP.dwg

DEN 04.12.2024GEÄNDERT

11.5 Pflanzliste und Mindestqualität

heimische Laubbäume (Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3xv, m. DB., StU 16-18cm):
Acer campestre Feld-Ahorn Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn Alnus glutinosa Schwarz-Erle
Betula pendula Sand-Birke Carpinus betulus Hainbuche
Juglans regia Walnuss                Prunus avium Vogel-Kirsche
Prunus padus Traubenkirsche Quercus petraea Trauben-Eiche
Quercus robur Stiel-Eiche Sorbus aria  Mehlbeere
Sorbus aucuparia Eberesche Sorbus intermedia  schwedische Mehlbeere
Tilia cordata Winter-Linde Tilia platyphyllos Sommerlinde
sowie Obstbäume in regionaltypischen Sorten (Mindestpflanzqualität: Halb- oder Hochstamm, 3xv, m. DB., StU 14-16cm)

Für Pflanzungen auf Tiefgaragen werden zudem folgende standortgerechte klimaresistente Laubbäume zugelassen:
Acer opalus Ital. Ahorn Acer monspessulanum Franz. Ahorn
Cornus mas Kornelkirsche Fraxinus ornaus Blumen-Esche
Gleditsia triacanthos Gleditschie 'Elegantissima'   Malus tschonoskii Woll-Apfel
Pyrus salicifolia weidenbl. Birne 'Pendula' Ostrya carpinifolia Hopfenbuche
Sorbus latifolia Breitbl. Mehlbeere 'Henk Vink'
(Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3xv, m. DB., StU 16-18cm):

11.6 Festgesetzte Pflanzungen sind spätestens in der der Nutzungsaufnahme der Gebäude  folgenden Pflanzperiode zu vollenden.
Sie sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten, sowie bei Ausfall entsprechend den Festsetzungen in der folgenden Pflanzperiode zu
ersetzen.

11.7 Nadelgehölzhecken (heimisch oder fremdländisch) sind unzulässig.

11.8 Flächenversiegelungen sind auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß zu beschränken. Die Oberflächen von Stellplätzen,
Grundstücks- und Garagenzufahrten sowie Hauszugängen sind versickerungsfähig zu gestalten (z.B. wassergebundene Decke,
Schotterrasen, Rasensteine, Pflaster mit Kiesfuge, etc.).

(Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3xv, m. DB., StU 16-18cm)

Mainburg, den ........................................

................................................................
Helmut Fichtner
Erster Bürgermeister Siegel


